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Dieses Rundschreiben ersetzt das Rundschreiben vom 27. Juli 2006 (Az.: D II 2 - 220 210 2/0), das
hiermit aufgehoben wird.

Im Falle der Uberzahlung von Entgelt bitte ich im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen um die Beachtung der folgenden Grundsitze:

1. Riickzahlungsverpflichtung nach Bereicherungsrecht

Zu viel gezahltes Entgelt ist grundsatzlich nach den Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs
(BGB) tiber die Verpflichtung zur Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung (§§ 812 ff.
BGB) zuriickzufordern. Entgelt ist ,,zu viel gezahlt“, soweit es ohne rechtlichen Grund gezahlt
wurde, wobei unerheblich ist, ob der rechtliche Grund von Anfang an nicht bestanden hat oder
erst spater weggefallen ist. Entgelt im Sinne dieses Rundschreibens sind alle Geldleistungen, die
der Arbeitgeber erbracht hat (z. B. Tabellenentgelt, Zulagen, Zuschlige, Entgeltfortzahlung, Kran-
kengeldzuschuss, Einmalzahlungen, Trennungsgeld, Reise- und Umzugskostenvergiitung).

Eine Riickforderung des zu viel gezahlten Entgelts ist ausgeschlossen, soweit die/der Beschiftigte
nicht mehr bereichert ist (§ 818 Abs. 3 BGB). Dies ist nur dann der Fall, wenn das Erlangte ersatz-
los weggefallen ist und kein Uberschuss zwischen dem vorhandenen Vermégen und dem Ver-
mogen mehr besteht, das ohne den bereichernden Vorgang vorhanden wire. Ein Wegfall der Be-
reicherung ist daher anzunehmen, wenn die/der Beschiftigte die rechtsgrundlose Leistung er-
satzlos fiir Ausgaben verwendet hat, die sie/er sonst nicht gemacht hatte.
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Von dem Fortbestehen einer Bereicherung ist hingegen in Konstellationen auszugehen, wenn
die/der Beschiftigte mit der Ausgabe des Erlangten anderweitige Aufwendungen erspart hat.
Ebenso besteht die Bereicherung in Hohe der Befreiung von einer Verbindlichkeit fort, soweit
die/der Beschiftigte mit dem Erlangten bestehende Schulden tilgt.

Bei geringen Uberzahlungen des laufenden Arbeitsentgelts! spricht ein Beweis des ersten An-
scheins dafiir, dass das iberzahlte Entgelt fiir den laufenden Lebensunterhalt verbraucht wird.
Wird von der/dem Beschiftigten gegen einen Riickforderungsanspruch der Wegfall der Berei-
cherung eingewendet, kann dieser daher ohne nihere Priiffung unterstellt werden, wenn das im
jeweiligen Monat zu viel gezahlte Entgelt 10 v. H. des insgesamt zustehenden Bruttobetrages,
hochstens aber 250 Euro brutto, nicht iibersteigt.

Dies gilt nicht, sofern die Voraussetzungen des § 818 Abs. 4 BGB oder des § 819 BGB vorliegen.
Wenn die/der Beschiftigte den Mangel des rechtlichen Grundes fiir zu viel gezahltes Entgelt
kennt oder ihn spater erfihrt (positive Kenntnis), kann dem Riickforderungsanspruch des Arbeit-
gebers die Einrede des Wegfalls der Bereicherung nicht entgegengesetzt werden (§ 818 Abs. 3i. V.
m. § 819 Abs. 1 BGB).

Die im Tarifbereich im Unterschied zum Besoldungsbereich bestehende Geltendmachungs-
pflicht der Einrede des Wegfalls der Bereicherung ist eine Konsequenz der unterschiedlichen
rechtlichen Rahmenbedingungen; zur verschirften Haftung im Besoldungsbereich siehe § 12
Abs. 2 BBesG.

2. Tarifvertragliche Ausschlussfrist

Die tarifvertragliche Ausschlussfrist nach § 37 TV6D ist zu beachten. Die Anspriiche aus dem Ar-
beitsverhéltnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Filligkeit in
Textform geltend gemacht werden. Bei Anspriichen auf Riickforderung zu viel gezahlter Entgelte
wird der Anspruch grundsitzlich im Zeitpunkt der Uberzahlung fillig. Der Zahltag wird nach

§ 24 Abs. 1 TV6D bestimmt. Auf eine Kenntnis des Arbeitgebers, dass er tiberzahlt hat, kommt es
nicht an2.

Auf die Ausschlussfrist nach § 37 TVOD kann sich die/der Beschiftigte jedoch nicht berufen,
wenn sie/er es pflichtwidrig unterlassen hat, dem Arbeitgeber Umstande mitzuteilen, die die Er-
hebung des Riickzahlungsanspruchs innerhalb der Ausschlussfrist erméglicht hitten. Zu einer
solchen Mitteilung ist die/der Beschiftigte verpflichtet, wenn sie/er bemerkt hat, dass sie/er eine
gegeniiber sonst ungewohnlich hohe Zahlung erhalten hat, deren Grund sie/er nicht kldren
kann3. Die/Der Beschiftigte kann sich auch nicht auf die Ausschlussfrist berufen, wenn eine
Uberzahlung allein darauf beruht, dass die/der Beschiftigte fiir die Entgeltzahlung mafRgebliche
Tatsachen verschweigt.

1 Gilt nicht fir Einmalzahlungen, vgl. BAG-Urteil vom 24.10.2000 - 9 AZR 610/99.
2 BAG, Urteil vom 19.02.2004 - 6 AZR 664/02.
3 BAG, Urteil vom 01.06.1995 - 6 AZR 912/94.
4 BAG, Urteil vom 19.02.2004 - 6 AZR 664/02.
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Die Geltendmachung muss den jeweiligen Riickzahlungsanspruch dem Grunde und der Hohe
nach und Rickzahlungsmodalititen hinreichend deutlich bezeichnen, insbesondere ist der An-
spruchszeitraum mit der fiir die Beschiftigte/den Beschiftigten notwendigen Deutlichkeit er-
sichtlich zu machens. Die/Der Beschéftigte muss aus der Geltendmachung erkennen kénnen, aus
welchem Sachverhalt und in welcher Grofienordnung sie/er in Anspruch genommen werden
soll. Die/Der Beschiftige ist dartiber zu unterrichten, in welcher Form die Riickzahlung erfolgen
soll. Die/Der Beschiftigte ist auf die Moglichkeit hinzuweisen, sich auf den Wegfall der Bereiche-
rung zu berufen.

Der Riickzahlungsanspruch muss mindestens in Textform geméaf § 126b BGB geltend gemacht
werden, so dass eine lesbare Erklarung, in der die Person des Erkldrenden genannt ist, auf

einem dauerhaften Datentriger abgeben wird (vgl. Rundschreiben vom 16. April 2020, Az.:
D5-31000/55#3, Ziffer 4). Fuir die Einhaltung der Textform nach § 126b BGB ist beispielsweise
eine E-Mail, die den Namen und die Adresse des Absenders enthdlt und den Abschluss der Erkla-
rung durch eine Grufiformel und die Wiederholung des Namens eindeutig kenntlich macht, aus-
reichend. Textnachrichten, wie SMS oder WhatsApp, entsprechen diesen Vorgaben regelméfiig
nicht.

§ 59 BHO und die dazu bestehenden Verwaltungsvorschriften bleiben unberiihrt.
Im Auftrag

Franzen

Weitere Rundschreiben finden Sie in der Rundschreibendatenbank. Mit unserem Newsletter in-

formieren wir Sie iber die Veroffentlichung von aktuellen Rundschreiben; hier konnen Sie sich
anmelden.

S BAG, Urteil vom 13.11.1986 - 6 AZR 529/83.


https://www.bmi.bund.de/SiteGlobals/Forms/suche/rundschreibensuche-formular.html?nn=9388812
https://www.bmi.bund.de/DE/service/rundschreiben/rundschreiben_node.html;jsessionid=706C267982B100D03E4A53FD70DB1C75.1_cid295

	Rückforderung des zu viel gezahlten Entgelts bei Tarifbeschäftigten
	1. Rückzahlungsverpflichtung nach Bereicherungsrecht
	2. Tarifvertragliche Ausschlussfrist


